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Der Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche Städte- und Gemeindebund bedanken sich 

für die Einladung zur Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie über den von 

der Bundesregierung auf BT-Drs. 21/1494 eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Kohlendioxid-Speichergesetzes und die Möglichkeit, dazu eine Stellungnahme 

abgeben zu können. Davon machen wir im Folgenden gerne Gebrauch.  

I. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Wir teilen die dem Gesetzentwurf zugrunde liegende Einschätzung, dass Technologien zur 

Abscheidung, zum Transport, zur Nutzung und zur dauerhaften Speicherung von 

Kohlendioxid ein aus heutiger Sicht unverzichtbares Instrument zur Erreichung der auf 

internationaler wie nationaler Ebene verbindlich vorgegebenen Klimaziele sind. Auch wenn 

es richtig ist, die Entstehung von CO2-Emissionen von vornherein so weit wie möglich zu 

reduzieren und eine möglichst weitgehende Dekarbonisierung daher anzustreben bleibt, gilt 

es in Rechnung zu stellen, dass es Branchen und Industriezweige gibt – dazu zählt bspw. 

auch die kommunal verantwortete Müllverbrennung – in denen nach aktuellem Stand der 

Technik die Abscheidung und Nutzung bzw. dauerhafte Speicherung die einzigen 

verfügbaren Möglichkeiten zur Reduzierung der CO2-Emissionen sind. Deutschland sollte 

sicherstellen, dass es auch in diesem für die Erreichung der Klimaziele wichtigen Bereich 

nicht den Anschluss an die weltweite Entwicklung neuer Technologien verpasst.  

Es ist daher zu begrüßen, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der rechtliche Rahmen 

für den Bau der erforderlichen Leitungs- und Speicheranlagen gezogen wird. Wie 

insbesondere der Bundesrat in seiner Stellungnahme zu Recht betont hat, ist die Schaffung 

eines solchen Rahmens zwar unabdingbar, wird allerdings keineswegs ausreichend sein, um 

Unternehmen die erforderlichen Anreize zu bieten, in den Bau bzw. die Ertüchtigung der 

entsprechenden Infrastrukturen zu investieren. Wie bspw. auch mit Blick auf den nur 

zögerlich verlaufenden Markthochlauf im Bereich des Wasserstoffes, werden sich weitere 



Schritte als erforderlich erweisen, über die im Rahmen der geplanten Carbon Management 

Strategie des Bundes zu diskutieren sein wird.  

Das gilt im Übrigen auch für die Frage der nach wie vor in weiten Teilen des Landes noch 

fehlende Akzeptanz der Speicherung. Aus Sicht des Deutschen Landkreistags sowie des 

Deutschen Städte- und Gemeindebundes steht fest, dass Standortentscheidungen für 

konkrete Lagerstätten ein Höchstmaß an Akzeptanz verlangen. Das setzt auch voraus, dass 

die Landkreise und Gemeinden von vornherein in die Entscheidungsfindung eingebunden 

werden. Insoweit bietet die im Gesetz vorgesehene Opt-in-Klausel (§ 2 Abs. 5 KSpTG-E) in 

der aktuellen Situation besser als eine bundesweite Ermöglichung der CO2-Speicherung an 

Land die Chance, zu angemessenen, die Verhältnisse vor Ort in den Blick nehmenden 

Lösungen zu gelangen.  

II. Im Einzelnen 

Jenseits dieser grundsätzlich positiven Bewertung des vorliegenden Gesetzentwurfs ist aus 

Sicht des Deutschen Landkreistags sowie des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 

noch auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

1. Zu Art. 1 Nr. 6 (§ 4 Abs. 1 Satz 3 KSpTG-E) und Nr. 12 lit a des Entwurfs (§ 11 Abs. 1 

Satz 2 KSpTG-E) 

Die §§ 4 Abs. 1 Satz 3, 11 Abs. 1 Satz 2 KSpTG-E folgen dem Ansatz zahlreicher neuer 

Gesetze und bestimmen, dass (nun auch) die Errichtung, der Betrieb sowie die wesentliche 

Änderung von Kohlendioxidleitungen bzw. Kohlendioxidspeicher im überragenden 

öffentlichen Interesse liegen.  

Nach der wiederholt vorgebrachten Einschätzung der kommunalen Spitzenverbände, wird 

der geradezu inflationäre Gebrauch, den der Gesetzgeber von diesem Instrument macht, 

dafür sorgen, dass sein Beschleunigungseffekt verpufft. Davon scheint auch die 

Bundesregierung auszugehen, die – soweit ersichtlich erstmalig – in § 4a Abs. 5 KSpTGE 

zusätzlich einen Bearbeitungsvorrang für Vorhaben der Errichtung, des Betriebs sowie 

wesentlicher Änderungen von Kohlendioxidleitungen vorsieht und sich dabei zugleich 

genötigt sieht, vorzuschreiben, dass das Beschleunigungsinteresse anderer Vorhaben, die 

im überragenden öffentlichen Interesse liegen, zu beachten ist. Da es mittlerweile sehr viele 

solcher Vorhaben gibt und einige von diesen auf die Nutzung derselben Räume angewiesen 

sind, wird die gesetzliche Anordnung eines überragenden öffentlichen Interesses nicht die 

erhoffte Wirkung erzielen können.  

Im konkreten Fall tritt hinzu, dass es sich bei Anlagen zum Transport und zur Speicherung 

von CO2 um vergleichbar neuartige Infrastrukturen handelt, die – nicht zuletzt aus Gründen 

der Akzeptanzsicherung – einer gründlichen Standortwahl und Einzelfallprüfung bedürfen.  

2. Art. 1 Nr. 1 (§ 4c KSpTG-E) 

Vor diesem Hintergrund bewerten wir es auch als kritisch, dass der Entwurf in § 4c KSpTG-E 

sowie an anderer Stelle sehr weitgehende Verordnungsermächtigungen enthält. Die 



Entscheidungsprärogative des parlamentarischen Gesetzgebers sollte in der aktuellen 

Phase des gerade erst beginnenden Aufbaus einer CO2-Transport- und Speicherinfrastruktur 

in Deutschland stärker gewahrt bleiben. 

3. Zu Art. 1 Nr. 22 lit c (§ 33 Abs. 5 KSpTG-E) 

Der Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche Städte- und Gemeindebund begrüßen es 

ausdrücklich, dass § 33 Abs. 5 KSpTG-E ein faktisches Verbot des Transports und der 

Speicherung von CO2 enthält, das in Zusammenhang mit der Nutzung von Kohle in Kraft- 

und Heizwerken anfällt. Der Gesetzgeber hat sich für den Ausstieg aus der 

Kohleverstromung als wesentlichen Beitrag zur Dekarbonisierung entschieden. Deshalb ist 

es kohärent, insoweit auch den Transport bzw. die Speicherung von bei diesen Prozessen 

anfallendem CO2 gesetzlich auszuschließen.  

Anders sieht es dagegen hinsichtlich fossiler Gaskraftwerke aus. Der Einsatz von 

Gaskraftwerken ist nach aktuellem Stand zur Gewährleistung einer sicheren und 

unterbrechungsfreien Energieversorgung erforderlich. Daher sollte es jedenfalls möglich 

sein, dass dabei unvermeidlich entstehende CO2 abzuspeichern, um auf diese Weise die 

Ziele der Sicherheit der Energieversorgung auf der einen und der Reduzierung von CO2 

Emissionen auf der anderen Seite möglichst weitgehend in Einklang zu bringen. Weiterhin 

sollten die systemisch erforderlichen Gaskraftwerke technisch in der Lage sein, zu einem 

späteren Zeitpunkt mit Wasserstoff betrieben zu werden. 
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